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Georg Kreis

Zum historischen Moment 
eines historischen Vorschlags

Das Basler Manifest möchte ein altes Problem 
auf neue Art lösen. Dieser Befund ist nicht ab­
wertend gemeint, hängen doch Lösungsmög­
lichkeiten in hohem Masse von Vorgehens- und 
Verfahrensweisen ab. Die Feststellung soll uns 
vielmehr zu den Fragen führen, warum denn 
augerechnet im Jahr 1990 das alte Problem mit 
einer besonderen Aktion neu angegangen wird 
und wie der neue Vorschlag in die Reihe der 
älteren Lösungsversuche einzuordnen ist.
Auf die Frage, warum das Basler Halbkantons­
problem gerade jetzt zu einem erstrangigen 
Traktandum gemacht werden soll, gibt es zwei 
verschiedene, zumeist aber kombinierte Ant­
worten. Die eine besagt, dass die Lösung des 
Problems besonders dringend, die andere be­
sagt, dass sie jetzt am ehesten realisierbar sei. 
Mit den Hinweisen auf angebliche Dringlich­
keit und Realisierbarkeit können wir uns frei­
lich nicht zufriedengeben. Objektive Lage­
beurteilungen sind oft nur sekundäre Legiti­
mationen eines primären Handlungswillens. 
Wir können uns sehr wohl fragen, ob das auf­
geworfene Problem zur Zeit besonders dring­
lich, seine Lösung zur Zeit denn besonders 
chancenreich sei. In einem übernächsten 
Schritt müssen wir uns aber auch fragen, war­
um ausgerechnet jetzt dieser Handlungswille 
freigesetzt worden ist.
Der im Manifest aufgeführte Problemkatalog 
(Bildung, Verkehr, Gesundheit, Entsorgung 
etc.) ist im Prinzip der gleiche wie vor zwanzig 
Jahren. Inzwischen könnte es zwar zu einer wei­
teren Verdeutlichung der Problematik gekom­
men sein, insbesondere im Bereich der Staats­
finanzen. Aber gerade die vom Manifest be­
klagte Funktionsausscheidung <Zentrum als 
Arbeitsort und Umfeld als Wohnort) ist mit 
der Abwanderung nicht nur von Personen, 
sondern auch von Unternehmen und mit der 
Entstehung vieler neuer Arbeitsplätze in der

Agglomeration in letzter Zeit eher abge­
schwächt worden1. Und die neuen Dringlich­
keiten? Sie sind am ehesten in der Notwendig­
keit zu sehen, zu dem inzwischen nun auch 
im französischen und deutschen Grenzraum 
dichter gewordenen Agglomerationsgürtel auf 
schweizerischer Seite ein gewichtigeres Pen­
dant zu schaffen.
Mehr Erklärungskraft liegt in der speziellen 
Aktualität weniger der Problematik als der Lö­
sungschancen für die sattsam bekannten älte­
ren Dringlichkeiten. Neue Chancen werden 
vielleicht im Umstand gesehen, dass eine neue 
Generation gegenüber der alten Frage eine 
neue Haltung einnehmen könnte. Die Erklä­
rung ist aber nicht hier zu suchen, sind doch die 
führenden Kräfte der Manifest-Bewegung al­
les andere als <newcomers>. Neu ist vielmehr 
das Erlebnis der Veränderbarkeit territorialer 
Grenzen im Falle des Berner Jura im allgemei­
nen, des Laufentals im speziellen sowie im Falle 
der innerdeutschen Grenze. Von einiger Wir­
kung dürfte auch das reale wie irreale Mit­
erleben der grenzabbauenden Vorhaben der 
westeuropäischen Union sein. Neu sind im wei­
teren: das Erlebnis, dass Vereinigungen per An­
schluss geschehen können, und die Vorstel­
lung, dass das Laufental-Prozedere auch ein 
Basler Prozedere sein könnte. In den dreissiger 
Jahren war - zeittypisch - auch schon von <An- 
schluss) die Rede gewesen; damals wäre aller­
dings die Landschaft der anschliessende Teil 
gewesen.
Die Grenzveränderungen unserer Tage haben 
sich, wenn der Ausdruck gestattet ist, in Gren­
zen gehalten. Folglich kann auch ihr konkretes 
Erleben nur von beschränkter Wirkung sein. 
Wichtiger ist die allgemeine Änderung in der 
Einstellung den Grenzfragen gegenüber. Im 
April 1990 erklärte der Inlandchef der Neuen 
Zürcher Zeitung, ein zur Südjurafrage durch­
geführtes Umfrageergebnis erinnere daran, 
«dass auch Kantonsgrenzen nicht sakrosankt 
zu sein brauchen». Ein Kommentar dieser Art 
wäre vor zwei Jahren noch undenkbar gewe­
sen2. Der Wandel der Einstellungen zu Grenz­
fragen lässt sich zum Teil damit erklären, dass 
sowohl kantonale als auch nationale Gren­
zen durch die Entscheidungskompetenzen der 
übergeordneten Grössen einem fortlaufenden 
Bedeutungsschwund ausgesetzt sind.



Die Veränderung in der Einstellung zu Grenzen 
ist indessen nur Teil eines breiteren Wandels, 
der sich in manchen Fragen abzeichnet. Bei­
spielsweise in der Frage der militärischen Lan­
desverteidigung, der Neutralität, der Atom­
energie, des Doppelbürgertums, der EG-Mit- 
gliedschaft etc. Das Basler Manifest will etwas 
in Bewegung setzen - im Grunde aber gibt es 
vor allem Bewegung weiter, die es selbst emp­
fangen hat. Es ist das Produkt einer Aufbruch­
zeit. Diese führt aber keineswegs zu einer ein­
heitlichen Strömung, denn sie setzt im Gegen­
teil latente Veränderungsbereitschaft aller Art 
frei.
In der Geschichte der beiden Halbkantone sind 
zwei grössere Wiedervereinigungsbestrebun­
gen aus ähnlichen Voraussetzungen hervorge­
gangen. Wenn man von Vorläuferbewegungen 
und der Zufälligkeit absieht, dass hundert Jah­
re nach der Trennung von 1833 eine Wiederver­
einigung als besonders sinnvoll erschien, kann 
man die erste als Produkt der gesellschaftlichen 
Umbruchzeit der dreissiger Jahre und die zwei­
te als Produkt der Ende der fünfziger Jahre an­
ziehenden Hochkonjunktur verstehen. Nicht 
zufällig wurden in beiden Phasen gesamt­
schweizerisch Totalrevisionen auch der Bun­
desverfassung angestrebt3.
Der gegen Ende der fünfziger Jahre einsetzen­
de gesamtgesellschaftliche Modernisierungs­
schub begünstigte die Wiedervereinigungsbe­
strebungen. Wie in den Kommentaren zum 
Manifest ist schon damals viel von rationaler 
und rationeller Organisation, von Planung und 
Effizienz und vom nötigen Gewicht in den auf 
Bundesebene geführten Verteilungskämpfen 
die Rede gewesen. Der Aufbruch wirkte in Ba­
selland aber in doppelter Weise: Bei den Wie­
dervereinigungsbefürwortern förderte er den 
Fusionswillen, bei den Wiedervereinigungs­
gegnern bewirkte er eine erhöhte Bereitschaft, 
<Rückständigkeiten> abzubauen, mit einer for­
cierten Modernisierung eine eigene leistungs­
fähige Infrastruktur speziell im Schul- und Spi­
talbereich entstehen zu lassen. Nicht zuletzt 
deswegen löste der Aufbruch auch eine Gegen­
bewegung aus. Leicht retardiert entstand als 
doppelte Reaktion auf den beschleunigten 
Wandel wie auf die entsprechende Anpas­
sungsbereitschaft eine konservative Gegenbe­
wegung. Diese orientierte sich an traditionellen

Heimatvorstellungen und glaubte mit dem 
Widerstand gegen die Wiedervereinigung auch 
die negativen Seiten des Fortschritts abwenden 
zu können. Es mag paradox erscheinen: So­
wohl die Modernität mit ihren infrastrukturel­
len Leistungen als auch die Antimodernität 
mit ihrer fundamentalistischen Tendenz haben 
letztlich die Wiedervereinigung scheitern las­
sen.
Der nach dem Scheitern des Wiedervereini­
gungsversuchs von 1969 in den Verfassungen 
beider Halbkantone eingeführte Partner­
schaftsartikel von 1974 ist ein Produkt der auf 
die Aufbruchphase folgenden Konsolidie- 
rungs- und Stagnationsphase4. Der Partner­
schaftsartikel hatte von Anfang an eine Dop­
pelfunktion: Einerseits sollte er einen Riegel 
gegen weitere Wiedervereinigungsvorhaben 
und andererseits sollte er die Grundlage für die 
Intensivierung der Zusammenarbeit bilden. 
Die erstere Funktion hat er insofern erfüllt, als 
in Baselland mit seiner Annahme zugleich die 
Wiedervereinigungsartikel gestrichen worden 
sind. Was die andere Funktion betrifft, kann 
hier nicht im einzelnen erörtert werden, inwie­
fern das Zustandegekommene gemessen an den 
Schwierigkeiten viel und gemessen an den Not­
wendigkeiten wenig sei. Immerhin ist die Zu­
sammenarbeit nach 1974 sukzessive ausgebaut 
worden. Mit der Realisierung konkreter Einzel­
projekte (z. B. der Pro Rheno Abwasserreini­
gungsanlage, des Umweltschutzabonnements 
oder des gemeinsam getragenen Zentrums für 
Erwachsenenbildung) und über die wachsende 
basellandschaftliche Beteiligung an den basel­
städtischen Zentrumskosten (gegenwärtiger 
Stand ca. 70 Mio. Franken) ist eine auf ko­
operative Problembewältigung bedachte Part­
nerschaftskultur entstanden'.
Die regionale Schicksalsgemeinschaft führte 
allerdings nicht zu Realteilungen, wie sie in der 
baselstädtischen Standortbestimmung <Basel 
86> empfohlen worden waren. Von baselland­
schaftlicher Seite wurde das Prinzip, dass ein 
Halbkanton bestimmte öffentliche Aufgaben 
für beide Basel übernehme, als Leitidee der 
Partnerschaft abgelehnt6. Realteilung hätte 
wegen der Konzentration der Institutionen im 
städtischen Zentrum vor allem Abtretung ge­
meinsamer Aufgaben an Baselland bedeutet. 
Die Idee, die Primarlehrer- und Kindergärtne-



rinnenausbildung in Liestal zu konzentrieren, 
liess sich nicht verwirklichen. Dem analogen 
Versuch mit dem Kinderspital könnte es, wenn 
baselstädtische Widerstände nicht aufgegeben 
werden, gleich ergehen. Die von Gerhard 
Schmid für 1985 festgestellten mentalen Defi­
zite sind inzwischen nur wenig abgebaut wor­
den: auf baselstädtischer Seite der zu langsame 
Übergang von einer autonomen zu einer koor­
dinierenden Haltung und in Baselland, aber 
auch bei den übrigen Partnern der Region, die 
zu langsame Entwicklung eines Verantwor­
tungsbewusstseins für die Funktionstüchtig­
keit der zentralörtlichen Leistungen7.
Der Ausbau der Partnerschaft, der von allen - 
verbal wenigstens - unterstützt wird, kann be­
zogen auf die Wiedervereinigungsproblematik 
verschieden verstanden werden: entweder als 
Prozess, der mit seinen Erfolgen immer weiter 
von der Wiedervereinigung wegführe, oder als 
Prozess, der gerade wegen seiner Erfolge im 
Gegenteil zum Wegbereiter für die Wiederver­
einigung werde. Damit letzteres nicht doch 
noch eintrete, wurde in Baselland eine Initiative 
lanciert, welche die Regierung mit einem Ver­
fassungsartikel verpflichten sollte, die Aufwer­
tung zum Vollkanton anzustreben8. Die im 
Sommer 1984 gestartete Initiative wurde am 
12. Juni 1988 mit 60,5% Ja-Stimmen bei einer 
Beteiligung von 45,3% angenommen. 
Baselland dürfte mindestens so stark wie Basel- 
Stadt dem Klima der Aufbruchphase aus­
gesetzt sein - bemerkenswerterweise ist aber 
jenseits der Birs kein <Manifest> entstan­
den. Wie sehr sich doch die Verhältnisse ver­
ändert haben, zeigt die Tatsache, dass die 
Initiative, die 1969 beinahe zur Wiedervereini­
gung geführt hätte, in den dreissiger Jahren 
von Baselland ausgegangen war. Und heute? 
In Baselland machte sich in den letzten Jah­
ren keine Fusionsbewegung bemerkbar. Im 
Gegenteil: Am 4. November 1984 nahm der 
Kanton Basel-Landschaft eine neue, moderne 
Verfassung an, wenn auch nur mit 50,4% 
Ja-Stimmen und einer Stimmbeteiligung von 
bloss 21,9%.
Man kann das Basler Manifest, wie gesagt, als 
Produkt einer Aufbruchphase verstehen. Zu­
gleich handelt es sich aber nachweisbar um eine 
Reaktion auf ein Produkt der vorangegange­
nen Stabilisierungsphase: Reaktion auf eben

den basellandschaftlichen Versuch, das Resul­
tat von 1969 mit der Aufwertung zum Vollkan­
ton definitiv zu sichern. Bei der Asymétrie der 
Verhältnisse erstaunt es nicht weiter, dass in der 
Stadt ein analoges Vorhaben scheiterte, das 
ebenfalls zur Streichung des Wiedervereini­
gungsartikels (Art. 58) hätte führen und die 
Vollkantonsprogrammatik festschreiben sol­
len. Ironie des Schicksals oder normaler Lauf 
der Dinge: der Versuch, den diffusen Wieder­
vereinigungsgelüsten ein Begräbnis erster Klas­
se zu bescheren, provozierte im Gegenteil deren 
Belebung und Bündelung in der Aktion des 
Basler Manifests9.
Das Manifest hat Reaktionen verschiedenster 
Art ausgelöst10. Hier seien nur zwei gegensätz­
liche Beurteilungen festgehalten: Die eine sieht 
in ihm und in der daran geknüpften Initiative 
ein willkommenes Mittel, den stockenden Aus­
bau der Partnerschaft voranzutreiben11. Die 
andere sieht in der Aktion im Gegenteil eine 
Erschwerung der partnerschaftlichen Zusam­
menarbeit, ja sogar eine Gefährdung einzelner 
Vorhaben, vor allem der Bemühungen, die 
Universität zu einer paritätischen Angelegen­
heit beider Basler zu machen. Es wäre freilich 
zu wünschen, dass im partnerschaftlichen Zu­
sammenstehen unabhängig von zusätzlichen 
Impulsen und Gegenimpulsen das sachlich 
Nötige getan wird.
Wenn im Zusammenhang mit dem neuesten 
Vorschlag, wie es geschehen ist, auf die Vor­
bildlichkeit des westeuropäischen Zusammen­
schlusses hingewiesen wird, sei daran erinnert, 
dass der heutige Integrationsgrad nicht durch 
die Lancierung eines einzigen grossen Wurfes, 
sondern durch schrittweisen Ausbau der Ko­
operation und durch punktuelles oder sekto- 
rielles Herstellen von Überstaatlichkeit ent­
standen ist. Dass die Aufbruchphase, in der wir 
zur Zeit leben, zu einer Verwirklichung des 
<grand design) des Anschluss- und Beitritts­
szenarios führen wird, ist höchst unwahr­
scheinlich. Dies aus verschiedenen Gründen: 
Insbesondere muss damit gerechnet werden, 
dass auf der Stadtseite selbst bei mehrheitlicher 
Befürwortung die ablehnende Minderheit so 
gross sein wird, dass sie in den weiteren Phasen 
die Ablehnung zunächst in Baselland, dann in 
der Schweiz u. a. aus Rücksicht auf eben die 
städtische Minderheit verstärken wird. Kommt40
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hinzu, dass das Anschlussverfahren im Prinzip 
nicht die Schaffung einer neuen Ordnung vor­
sieht, sondern davon ausgeht, dass der basel­
städtische Souverän pauschal Verfassung und 
Gesetze übernimmt, über die er nicht hat ab­
stimmen können. Eine positive Wirkung des 
Manifests könnte dagegen darin bestehen, dass 
es die Baselbieter nachhaltig auf zweierlei auf­
merksam macht: dass Basel-Stadt die struktu­
rellen Probleme wirklich nicht alleine bewälti­
gen kann und der den Städtern noch immer ger­
ne nachgesagte Hochmut wirklich der Vergan­
genheit angehört.
Bei geringen Erfolgschancen könnte die Ak­
tion allerdings auch mehr schaden als nützen, 
wenn sie zu einer Wiederholung der Situation 
von 1960 führen sollte: dass nämlich der Aus­
bau der Partnerschaft sistiert würde, bis an der 
Fusionsfront die Entscheide gefallen wären. 
Diese würden kaum mehr in diesem Jahrtau­
send spruchreif werden und könnten in eine

Zeit fallen, die bereits wieder von restaurativen 
Mentalitäten geprägt ist.
Die aktuelle Reformphase ist eine Chance für 
vieles. Durch sie oder in ihr kommt aber nichts 
von alleine zustande. Alles Neue bedarf des 
kreativen Engagements. Die Anhänger der An­
schlussidee werden versuchen, die Chancen der 
Zeit zur Chance ihrer Vision zu machen. Die 
Reformphase sollte aber auch genutzt werden, 
um die dringendsten Teilprojekte zu verwirkli­
chen, natürlich unter dem für die regionalen 
Zentrumsfunktionen und den baselstädtischen 
Staatshaushalt lebenswichtigen Aspekt des La­
stenausgleichs, aber auch unter dem Aspekt 
der gemeinsam zu gestaltenden Verantwor­
tung, beispielsweise beim fälligen Ausbau des 
Flugplatzes, des Messeplatzes, des <Kulturplat- 
zes>, und in jedem Fall bei der Schaffung einer 
paritätischen Trägerschaft für die Universität. 
Dies entweder mit der Hilfe - oder dann eben 
trotz des <Basler Manifests).
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